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1 Rechtsgrundlagen 
Der Gemeinsame Bundesausschuss regelt gemäß § 92 Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 SGB V i.V.m. 
§ 92 Absatz 6a Satz 1 SGB V das Nähere über die psychotherapeutisch 
behandlungsbedürftigen Krankheiten, die zur Krankenbehandlung geeigneten Verfahren, das 
Antrags- und Gutachterverfahren, die probatorischen Sitzungen sowie über Art, Umfang und 
Durchführung der Behandlung.  

 

2 Eckpunkte der Entscheidung 
Die Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) und der Dachverband Deutschsprachiger 
PsychosenPsychotherapie e.V. (DDPP) haben sich mit Schreiben vom 10. Mai 2012 bzw. 
14. Mai 2012 an den G-BA gewandt und vorgeschlagen, die Indikation „Psychische Begleit-, 
Folge- oder Residualsymptomatik psychotischer Erkrankungen“ in § 22 Absatz 2 Nr. 4 
Psychotherapie-Richtlinie (PT-RL) dahingehend zu überprüfen, ob sie noch dem aktuellen 
Stand der Forschung und der publizierten evidenzbasierten Behandlungsleitlinien entspricht. 
Sie verweisen auf eine inzwischen umfangreiche Evidenz für den Nutzen 
psychotherapeutischer Behandlung bei der Diagnosegruppe „"Schizophrenie, schizotype und 
wahnhafte Störungen" [F20 - F29 des ICD-10) und regen an, 

1. in § 22 Abs. 1 Nr. 10 (neu) „Schizophrenie, schizotype und wahnhafte Störungen“ zu 
ergänzen und zugleich 

2. § 22 Abs. 2 Nr. 4 „Psychische Begleit-, Folge- oder Residualsymptomatik 
psychotischer Erkrankungen“ ersatzlos zu streichen. 

Die Schreiben der BPtK und des DDPP wurden vom Unterausschuss Psychotherapie 
erstmals in seiner Sitzung am 29. August 2012 beraten. Dabei wurde zwischen folgenden 
zwei Anliegen der BPtK und des DDPP unterschieden: 

1. Umformulierung des Anwendungsbereiches „Psychische Begleit-, Folge- oder 
Residualsymptomatik psychotischer Erkrankungen“ in „Schizophrenie, schizotype und 
wahnhafte Störungen“, 
 

2. Einordnung des Anwendungsbereiches „Schizophrenie, schizotype und wahnhafte 
Störungen“ in § 22 Absatz 1 PT-RL statt in § 22 Absatz 2 PT-RL. 

 

Der Unterausschuss Psychotherapie hat sich in insgesamt sechs Sitzungen mit den 
fachlichen und rechtlichen Implikationen dieser Vorschläge befasst und in seiner Sitzung am 
4. Dezember 2013 eine Expertenanhörung zu der Fragestellung durchgeführt.  

Eine in der Unterausschuss-Sitzung vom 4. Dezember 2013 eingerichtete Arbeitsgruppe hat 
die Ergebnisse der Expertenanhörung fachlich ausgewertet und folgenden Beschlussentwurf 
erarbeitet: 

Die Psychotherapie-Richtlinie wird in Abschnitt D: „Anwendungsbereiche“ in § 22 
„Indikationen zur Anwendung von Psychotherapie“ unter Abs. 2 Nr. 4 wie folgt gefasst 

„Schizophrene und affektive psychotische Störungen.“ 
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2.1. Neufasssung des Anwendungsbereiches „Psychische Begleit-, Folge- oder 
Residualsymptomatik psychotischer Erkrankungen“ in § 22 Absatz 2 Nr. 4 PT-
RL in „Schizophrene und affektive psychotische Störungen“ 

Die bisherige Festlegung in § 22 Absatz 2 Nr. 4 der PT-RL ermöglichte bereits die ambulante 
psychotherapeutische Behandlung von Versicherten mit psychotischen Störungen, 
einschließlich der Schizophrenie, sowie von schizotypen und wahnhaften Störungen. Der 
explizite Bezug auf die Behandlung von Begleit-, Folge oder Residualsymptomatik wurde 
zunehmend als Einschränkung verstanden, welche eine ambulante psychotherapeutische 
Behandlung von Versicherten mit psychotischen Störungen verhindere und darüber hinaus 
nicht mehr dem aktuellen Stand der Erkenntnis entspreche. Durch die Neufassung soll zum 
einen klargestellt werden, dass psychotische Störungen mit ambulanter Psychotherapie 
behandelt werden können, wenn die sonstigen Bedingungen der Psychotherapie-Richtlinie 
(insbesondere §§ 1-4) erfüllt sind. Zum anderen soll dem Sachverhalt klärend Rechnung 
getragen werden, dass auch die Kern- bzw. Akutsymptomatik psychotischer Störungen 
durch Richtlinien-Psychotherapie behandelt werden kann. 

Der Vorschlag der BPTK sowie der DDPP bezog sich auf die Indikationen unter Kapitel F20 
– F 29 ICD 10 („Schizophrenie, schizotype und wahnhafte Störungen“). Der damals in § 22 
Abs. 2 Nr. 4 PT-RL gewählte Indikations-Begriff „Psychische Begleit-, Folge- oder 
Residualsymptomatik psychotischer Erkrankungen“ war jedoch inhaltlich weiter gefasst 
gewesen als das Kapitel F20 – F 29 der ICD 10. Er beinhaltete neben den Schizophrenien 
auch die bipolaren Störungen, die als affektive psychotische Störung einzuordnen und unter 
Kapitel F3 der ICD 10 aufgeführt sind. Dieser Tatsache trägt die Neufassung „Schizophrene 
und affektive psychotische Störungen“ Rechnung. 

 

2.2. Beibehaltung der Einordnung des Anwendungsbereiches „Schizophrene und 
affektive psychotische Störungen“ in § 22 Absatz 2 PT-RL  

§ 22 PT-RL zu „Indikationen zur Anwendung von Psychotherapie“ gliedert sich in fünf 
Absätze, die der folgenden inneren Logik folgen: 

Absatz 1 führt neun Indikationsbereiche zur Anwendung von Psychotherapie auf, bei denen 
Psychotherapie als alleiniger oder zumindest überwiegend alleiniger Behandlungsansatz 
gelten kann. 

Absatz 2 führt aus, bei welchen Indikationen Psychotherapie als eine Komponente eines 
komplexeren Behandlungskonzeptes bzw. in Kooperation mit somatisch-ärztlicher 
Behandlung in Frage kommt. In der Einleitung zu Absatz 2 des § 22 PT-RL heißt es deshalb: 

„Psychotherapie kann neben oder nach einer somatisch ärztlichen Behandlung von 
Krankheiten oder deren Auswirkungen angewandt werden, wenn psychische Faktoren einen 
wesentlichen pathogenetischen Anteil daran haben und sich ein Ansatz für die Anwendung 
von Psychotherapie bietet.“ 

Die Absätze 3 - 5 schließlich definieren, bei welchen Sachverhalten Psychotherapie nicht als 
Leistung der Gesetzlichen Krankenversicherung in Frage kommt. 

Die BPTK und DDPP haben in ihren Schreiben vom Mai 2012 eine Änderung der 
Psychotherapie-Richtlinie dahingehend gefordert, dass die Indikation Schizophrenie unter 
§ 22 Absatz 1 PT-RL aufgeführt werden solle. Die BPtK hat dies zum einen mit den zentralen 
Empfehlungen der britischen NICE-Guideline „Schizophrenia“ und der S3-Leitlinie 
„Schizophrenie“ der DGPPN begründet. Zum anderen wurde der Antrag insbesondere damit 
begründet, dass Patienten, die eine medikamentöse Behandlung mit Antipsychotika 
ablehnen oder bei denen eine entsprechende Pharmakotherapie ohne Erfolg geblieben ist, 
nach den Vorgaben von § 22 Absatz 2 Nr. 4 PT-RL von der ambulanten Psychotherapie 
ausgeschlossen seien. 
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Der Unterausschuss Psychotherapie hat sowohl die berufsrechtlichen, als auch die 
fachlichen Implikationen der von der BPTK und DDPP vorgeschlagenen Änderungen 
umfassend geprüft. 

 

2.2.1 Berufsrechtliche Aspekte 

Der Unterausschuss Psychotherapie hat die Frage beraten, ob es berufsrechtliche 
Regelungen gibt, die einer Aufnahme der Schizophrenie als primärer Indikation in die 
Psychotherapie-Richtlinie entgegenstehen könnten. In seiner Sitzung am 13. März 2013 hat 
der Unterausschuss Psychotherapie vereinbart, die Bundesärztekammer (BÄK), die 
Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) und beide Kammern in ihrer Funktion als 
Geschäftsführung des Wissenschaftlichen Beirats Psychotherapie um Stellungnahme zu 
bitten, ob es berufsrechtliche Gründe gibt, die einer primären psychotherapeutischen 
Behandlung von Patienten mit Schizophrenie, mit schizotypen und wahnhaften Störungen 
durch Psychologische Psychotherapeuten bzw. bei Kindern und Jugendlichen auch durch 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten entgegenstehen oder diese einschränken. 

Die BPtK kommt in ihrer Stellungnahme vom 15.5.2013 zu dem Schluss, dass es keine 
berufsrechtlichen Regelungen für Psychologische Psychotherapeuten und Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten gebe, die einer primären psychotherapeutischen 
Behandlung von Patienten mit der Diagnose einer Schizophrenie, einer schizotypen oder 
einer wahnhaften Störung entgegenstehen oder diese einschränken. Die derzeit 
vorgegebene Einschränkung der Indikation der psychotischen Erkrankungen in § 22 Absatz 
2 Nr. 4 PT-RL auf die psychische Begleit- Folge- und Residualsymptomatik psychotischer 
Erkrankungen sei aus fachlicher Sicht nicht zu rechtfertigen. Auf Grund der derzeitigen 
Regelungen der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für Psychologische 
Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten seien diese 
berufsrechtlich und fachlich qualifiziert, Schizophrenie, schizotype und wahnhafte Störungen 
zu diagnostizieren und mit den anerkannten Psychotherapieverfahren zu behandeln. Ebenso 
seien Fachärzte für Psychosomatische Medizin und Psychotherapie sowie Fachärzte für 
Psychiatrie und Psychotherapie aufgrund der Vorgaben in den Weiterbildungsordnungen der 
Landesärztekammern berufsrechtlich für die psychotherapeutische Behandlung der 
Schizophrenie qualifiziert. Für die Behandlung von Patienten mit einer Diagnose aus dem 
Unterkapitel F2 des ICD-10 „Schizophrenie, schizotype oder wahnhafte Störungen“ bedürfe 
es auch keiner Zusatzqualifikation, die der G-BA in seinen Richtlinien regeln sollte, da die 
Vermittlung der hierfür erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten bereits 
Bestandteil der Ausbildung zum Psychologischen Psychotherapeuten bzw. Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten sei. 

Die BÄK kommt in einer „medizinisch-wissenschaftlichen Bewertung des Vorschlages“ der 
BPtK und des DDPP zu dem Schluss, dass weder die Studienlage noch die empfohlene 
klinische Praxis eine „Primärindikation“ im Sinne einer ausschließlich psychotherapeutischen 
Behandlung schizophrener, schizotyper und wahnhafter Störungen rechtfertigen würden. 
Vielmehr gehöre die Behandlung schizophrener, schizotyper und wahnhafter Störungen in 
den Bereich der (fach-) ärztlichen Psychotherapie.  

In einer weiteren „berufsrechtlichen Bewertung des Vorschlages“ der BPtK und des DDPP 
führt die BÄK aus, dass die umfassende medizinische Qualifikation, die für die Behandlung 
von Patienten mit Schizophrenie und Psychosen notwendig sei, in der Ausbildung von 
Psychologischen Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten nicht 
vermittelt werde. Lediglich Fachärzte für Psychiatrie und Psychotherapie sowie Fachärzte für 
Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie würden über die erforderliche 
Qualifikation zur Behandlung dieser Erkrankungen verfügen. Schizophrenie bedürfe in jedem 
Fall einer ärztlichen Diagnostik und Behandlung. Für ihre Therapie von Folge-, Begleit- und 
Residualsymptomatik durch Psychologische Psychotherapeuten und Kinder- und 
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Jugendlichenpsychotherapeuten sei immer auch die interprofessionelle Zusammenarbeit mit 
Ärzten erforderlich. Insofern sei die Regelung einer Zusatz-Qualifikation durch den G-BA 
nicht erforderlich.  

Aus den genannten Gründen lehnt die BÄK den vorliegenden Vorschlag zur Änderung der 
Psychotherapie-Richtlinie ab. 

 

2.2.2 Fachliche Aspekte 

Zur Erörterung der fachlichen Aspekte insbesondere der ambulanten Behandlung von 
psychotischen Störungen und des derzeitigen Standes der diesbezüglichen Erkenntnisse hat 
der Unterausschuss Psychotherapie in seiner Sitzung am 04.12.2013 eine 
Expertenanhörung durchgeführt. Dabei wurden die Experten auf Vorschlag der beiden 
Bänke und der Patientenvertretung benannt. 

Von allen angehörten Experten wurde die Auffassung vertreten, dass Menschen mit 
Schizophrenie einen besseren Zugang zu qualifizierter Psychotherapie erhalten sollten.  

Die Experten wiesen jedoch darauf hin, dass es sich bei dem Krankheitsbild der 
Schizophrenie um eine Erkrankung handele, die in der Regel eine wesentliche somatische 
Komponente habe und eine Komplexbehandlung erfordere. Dies bedeute, dass im Idealfall 
die Behandlung sowohl mit Antipsychotika als auch mit Psychotherapie in enger Abstimmung 
zwischen Psychotherapeuten und Psychiatern erfolgen sollte. In der Mehrzahl der Studien, 
auf die sich die Experten bezogen, seien die Patienten in psychiatrischer Behandlung 
gewesen und hätten zu einem überwiegenden Anteil auch eine antipsychotische Medikation 
erhalten. Allerdings wiesen einige Experten auch auf Studien hin, in denen Patienten rein 
psychotherapeutisch, d.h. insbesondere ohne entsprechende Medikation, erfolgreich 
behandelt worden seien. Zusätzlich betonten einige der Experten, dass auch bei Patienten, 
die eine psychiatrische bzw. medikamentöse Behandlung ablehnen, eine Indikation für 
ambulante Psychotherapie gegeben sein könne. 

Die Verbesserung der Versorgung, die die Experten forderten, bezog sich insbesondere auf 
einen leichteren Zugang zu qualifizierter Psychotherapie.  

Als Idealbehandlung stellten alle Experten eine multiprofessionelle Komplexbehandlung, 
insbesondere psychiatrisch und psychotherapeutisch, unter Einbeziehung von 
Medikamenten, dar. 

 

2.2.3 Arbeitsergebnis der AG des Unterausschuss Psychotherapie 

Zur weiteren Bearbeitung der Fragestellung hat der Unterausschuss Psychotherapie in 
seiner Sitzung am 04. Dezember 2013 eine Arbeitsgruppe eingerichtet. Die Arbeitsgruppe 
hat die schriftlichen und mündlichen Stellungnahmen der Experten ausgewertet und 
diskutiert. 

Im Ergebnis kamen die AG-Mitglieder übereinstimmend zu dem Schluss, dass die bisherige 
Formulierung von § 22 Absatz 2 Nr. 4 PT-RL missverständlich sei und einer Klarstellung 
bedürfe, da die Kernsymptomatik der Schizophrenie bereits jetzt mit ambulanter 
Psychotherapie behandelt werden könne.  

Im Hinblick auf die Einordnung des Indikationsbereiches sprachen sich die KBV und der 
GKV-SV dafür aus, diesen unter Absatz 2 des § 22 PT-RL zu belassen. Damit würde der 
Tatsache weiterhin Rechnung getragen, dass die Behandlung von psychotischen Störungen 
immer nach oder gleichzeitig mit einer ärztlich somatischen Behandlung zu erfolgen habe. 
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Die Patientenvertretung vertrat dagegen die Position, dass der Indikationsbereich 
„Psychotische Störungen“ unter § 22 Absatz 1 PT-RL einzuordnen sei. Es gebe keinen 
fachlichen Grund für die Vorgabe, dass die ambulante Psychotherapie neben oder nach 
einer somatisch ärztlichen Behandlung erfolgen müsse. Auch unter Absatz 1 seien 
Krankheiten aufgeführt, die leitliniengerecht einer ärztlichen/medikamentösen und 
psychotherapeutischen Behandlung bedürften, z.B. schwere Depressionen.  

Die AG hat die Position der Patientenvertretung eingehend diskutiert und sich mehrheitlich 
für die Beibehaltung des Anwendungsbereiches in § 22 Absatz 2 PT-RL ausgesprochen, da 
unter Absatz 1 diejenigen Anwendungsbereiche aufgeführt seien, die grundsätzlich rein 
psychotherapeutisch behandelt werden können, z.B. affektive Störungen. Dem widerspreche 
nicht, dass beispielsweise schwere Depressionen – als eine Indikation innerhalb des 
Anwendungsbereiches „Affektive Störungen“ – leitliniengerecht auch medikamentös zu 
behandeln seien. Im Hinblick auf den Anwendungsbereich „Schizophrene und affektive 
psychotische Störungen“ in § 22 Absatz 2 PT-RL wurde auf die somatische Komponente bei 
psychotischen Störungen verwiesen. Die Verortung des Anwendungsbereiches in Absatz 2 
sei passend, weil einerseits die gleichzeitige oder vorherige somatisch ärztliche Behandlung 
vorgegeben werde, andererseits aber keine zu engen Vorgaben zur Fachkunde des Arztes 
oder zur Art der Behandlung gemacht würden. In der Regel solle die psychotherapeutische 
Behandlung allerdings in einem psychiatrischen Gesamtbehandlungskonzept erfolgen. 

Alle Mitglieder der AG waren der Meinung, es sollte die Möglichkeit des Zugangs zur 
Richtlinien-Psychotherapie für diejenigen Einzelfälle bestehen, in denen Patienten eine 
psychiatrische bzw. medikamentöse Behandlung ablehnen. Dieser Gesichtspunkt wird aus 
Sicht der KBV und des GKV-SV dadurch erfüllt, dass die Neufassung des 
Indikationsbereiches in § 22 Absatz 2 PT-RL verbleibt, da die Psychotherapie damit neben 
oder nach einer somatischen Behandlung stattfinde. Dies könne somit auch eine 
hausärztliche Behandlung oder eine somatische Behandlung durch einen anderen Arzt sein, 
sofern der Patient psychiatrische bzw. medikamentöse Behandlung ablehne.  

Gemäß den geltenden Leitlinien zur Behandlung von psychotischen Störungen bleibe es 
jedoch dabei, dass im Idealfall eine Kombinationsbehandlung von Psychopharmaka und 
Psychotherapie in Abstimmung der Therapeuten untereinander stattfinden sollte. Die 
vorstehende Argumentation gilt nach fachlicher Abwägung in der AG über den Begriff 
„psychotische Störungen“ auch für die bipolaren Störungen, welche ebenfalls in § 22 Absatz 
2 Satz 4 PT-RL eingeordnet werden. 

 

3 Bürokratiekostenermittlung  
Durch den vorgesehenen Beschluss entstehen keine neuen bzw. geänderten 
Informationspflichten für Leistungserbringer im Sinne von Anlage II zum 1. Kapitel VerfO und 
dementsprechend keine Bürokratiekosten. 

4 Verfahrensablauf 

4.1 Beratungsablauf in den Gremien des Gemeinsamen Bundesausschusses 

Datum Gremium Verfahrensschritte 
10.05.2012  Schreiben der Bundespsychotherapeutenkammer 

14.05.2012  Schreiben des Dachverbandes Deutschsprachiger 
PsychosenPsychotherapie e. V. 

29.08.2012 UA PT Beauftragung der Abt. Recht zur Prüfung der Frage, in 
welcher Form berufsrechtliche Vorgaben die 
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Ausgestaltung der PT-RL im Hinblick auf die Behandlung 
psychotischer Erkrankungen einschränken könnten. 

21.11.2012 UA PT Diskussion der Stellungnahme der Abteilung Recht 

13.03.2013 UA PT Bitte um Stellungnahme der BÄK und BPtK in ihrer 
Funktion als Geschäftsführung des Wissenschaftlichen 
Beirats Psychotherapie zu der Frage, ob es 
berufsrechtliche Gründe gibt, die einer primären 
psychotherapeutischen Behandlung von Patienten mit 
Schizophrenie, mit schizotypen und wahnhaften 
Störungen durch Psychologische Psychotherapeuten 
bzw. bei Kindern und Jugendlichen durch Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten entgegenstehen oder 
diese einschränken. 

04.06.2013 UA PT Auswertung der Stellungnahmen der BÄK sowie der 
BPtK. Vereinbarung, dass eine Expertenanhörung 
durchgeführt wird zu der Frage, ob die Indikation 
„Psychische Begleit-, Folge- oder Residualsymptomatik 
psychotischer Erkrankungen“ in § 22 Absatz 2 PT-RL 
noch dem aktuellen Stand der Forschung und der 
publizierten evidenzbasierten Behandlungsleitlinien 
entspricht. 

18.09.2013 UA PT Abstimmung Fragenkatalog zur Expertenanhörung 

04.12.2013 UA PT Expertenanhörung 
Einrichtung einer AG „Indikation § 22 Abs. 2 Nr. 4“ zur 
Erarbeitung konkreter Vorschläge für eine Änderung der 
Psychotherapie-Richtlinie 

11.03.2014 AG Indikation  
§ 22 Abs. 2 Nr. 4 

Erarbeitung konkreter Vorschläge für eine Änderung der 
Psychotherapie-Richtlinie in Bezug auf Indikation zu § 22 
Abs. 2 Nr. 4 

28.04.2014 AG Indikation  
§ 22 Abs. 2 Nr. 4, 
Redaktionsgruppe 

Erarbeitung des Beschlussentwurfes und der Tragenden 
Gründe 

26.06.2014 UA PT Einleitung der Stellungnahmeverfahren nach § 91 Abs. 5 
SGB V im schriftlichen Verfahren 

22.08.2014 AG Indikation  
§ 22 Abs. 2 Nr. 4 

Auswertung der schriftlichen Stellungnahmen 

10.09.2014 UA PT Mündliche Stellungnahmen (Anhörung) u. Würdigung der 
Stellungnahmen, abschließende Beratung der 
Beschlussentwürfe u. der Tragenden Gründe 

16.10.2014 Plenum Beschlussfassung 

16.12.2014 BMG Nichtbeanstandung nach Prüfung durch das BMG 
gemäß § 94 Abs. 1 SGB V 

29.12.2014 BAnz Veröffentlichung des Beschlusses 

30.12.2014  Inkrafttreten des Beschlusses und der 
Richtlinienänderung 
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4.2 Stellungnahmeverfahren nach §§ 91 Abs. 5 sowie nach § 91 Abs. 9 SGB V 
Die gesetzlich vorgesehenen Stellungnahmeverfahren nach § 91 Abs. 5 sowie nach 
§ 91 Abs. 9 SGB V wurden in Verbindung mit dem 3. Abschnitt 1. Kapitel der VerfO 
durchgeführt. Die folgende Tabelle gibt eine Übersicht über die eingeleiteten 
Stellungnahmeverfahren und die eingegangenen Stellungnahmen. 

 

Gesetzliche 
Grundlage 

Stellungnahmeberechtigte Einleitung 
des SN-

Verfahrens 

Fristende 

§ 91 Abs. 5 Bundesärztekammer 26.06.2014 25.07.2014 

§ 91 Abs. 5 Bundespsychotherapeutenkammer 26.06.2014 25.07.2014 

 

Sowohl die Bundesärztekammer als auch die Bundespsychotherapeutenkammer stimmen 
einer Umformulierung des Anwendungsbereiches in § 22 Abs. 2 Nr. 4 gemäß der 
Beschlussvorlage zu.  

Hinsichtlich der Einordnung des Anwendungsbereiches in § 22 Abs. 2 Psychotherapie-
Richtlinie bestehen unterschiedliche Auffassungen zwischen der Bundesärztekammer und 
der Bundespsychotherapeutenkammer: Die Bundesärztekammer bestätigt diese Einordnung. 
Die Bundespsychotherapeutenkammer votiert hingegen dafür: „…, die Aufteilung der 
Indikationen in die Absätze 1 und 2 § 22 Psychotherapie-Richtlinie grundsätzlich 
aufzugeben, die bisher in Absatz 2 aufgeführten Indikationen zur Anwendung von 
Psychotherapie unter Absatz 1 zu ergänzen und den Absatz 2 ersatzlos zu streichen.“ 
(Stellungnahme der BPtK vom 25.7.2014, S. 10).  

Diese Fragestellung war weder Gegenstand des Schreibens der BPtK vom 10.05.2012 noch 
der Beratungen im Unterausschuss Psychotherapie. Der Vorschlag der BPtK geht somit über 
den Beschlussentwurf hinaus. Auch im Hinblick auf die von der BPtK gewünschte Verortung 
der schizophrenen und affektiven psychotischen Störungen im Absatz 1 des § 22 der 
Psychotherapie-Richtlinie hält der Unterausschuss Psychotherapie an der im 
Beschlussentwurf vorgesehenen Verortung in Absatz 2 fest. Die Gründe für diese 
Beibehaltung sind in den Tragenden Gründen unter Nr. 2.2 ausführlich erläutert.  

Die Aussage der BPtK: „Mit der Beibehaltung der Einordnung des Anwendungsbereichs 
„Schizophrene und affektive psychotische Störungen“ in § 22 Absatz 2 Psychotherapie-
Richtlinie, wird dem oben genannten Anliegen der Experten und der Mitglieder der AG, auch 
für diejenigen Patienten einen Zugang zur Psychotherapie zu schaffen, die eine 
psychiatrische bzw. medikamentöse Behandlung (noch) ablehnen, gerade nicht Rechnung 
getragen.“ trifft nach Auffassung des Unterausschusses Psychotherapie nicht den 
Sachverhalt. Der Unterausschuss Psychotherapie verweist in diesem Zusammenhang auf 
die Ausführungen in Nr. 2.2.3 der Tragenden Gründe. 

 

Diejenigen Organisationen/Institutionen, die eine schriftliche Stellungnahme abgegeben ha-
ben, wurden mit Schreiben vom 25.07.2014 zur Anhörung am 10.09.2014 eingeladen. Dabei 
hat folgende Organisation/Institution die Gelegenheit zur mündlichen Stellungnahme 
wahrgenommen: 

Bundespsychotherapeutenkammer 
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5 Fazit 
Der Gemeinsame Bundesausschuss spricht sich nach Würdigung der Stellungnahmen dafür 
aus, die Psychotherapie-Richtlinie in Abschnitt D: „Anwendungsbereiche“ in § 22 
„Indikationen zur Anwendung von Psychotherapie“ unter Abs. 2 Nr. 4 wie folgt zu ändern: 

„Schizophrene und affektive psychotische Störungen.“ 

 

Berlin, den 16. Oktober 2014 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 

Der Vorsitzende 

 

Hecken 
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6 Anhang Dokumentation des Stellungnahmeverfahrens 

6.1 Beschlussentwurf zum Stellungnahmeverfahren 
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6.2 Tragende Gründe zum Stellungnahmeverfahren 
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6.3 Eingegangene schriftliche Stellungnahmen 
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6.4 Mündliche Anhörung und Wortprotokoll 
Im Rahmen der mündlichen Anhörung zum gesetzlich vorgesehenen 
Stellungnahmeverfahren haben die Anhörungsberechtigten ihre Interessenkonflikte wie folgt 
dargelegt: 

 

Name der Vertreterinnen 
oder Vertreter von 
Stellungnahmeberechtigten 

In der Offenlegungserklärung nach Anlage I zum  
1. Kapitel der Verfahrensordnung wurden 
Interessenkonflikte erklärt 

Timo Harfst Nein 

Monika Konitzer Nein 
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Im „Formblatt 1 zur Offenlegung potenzieller Interessenkonflikte für Sachverständige und 
Vertreterinnen oder Vertreter von Stellungnahmeberechtigten“ wurden folgende 6 Fragen 
gestellt: 
 
Frage 1: Anstellungsverhältnisse  
Sind oder waren Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor 
angestellt bei einem Unternehmen, einer Institution oder einem Interessenverband im 
Gesundheitswesen, insbesondere bei einem pharmazeutischen Unternehmen, einem 
Hersteller von Medizinprodukten oder einem industriellen Interessenverband? 

Frage 2: Beratungsverhältnisse  
Beraten Sie oder haben Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor 
ein Unternehmen, eine Institution oder einen Interessenverband im Gesundheitswesen, 
insbesondere ein pharmazeutisches Unternehmen, einen Hersteller von Medizinprodukten 
oder einen industriellen Interessenverband direkt oder indirekt beraten? 

Frage 3: Honorare  
Haben Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor direkt oder indirekt 
von einem Unternehmen, einer Institution oder einem Interessenverband im 
Gesundheitswesen, insbesondere einem pharmazeutischen Unternehmen, einem Hersteller 
von Medizinprodukten oder einem industriellen Interessenverband Honorare erhalten für 
Vorträge, Stellungnahmen oder Artikel? 

Frage 4: Drittmittel  
Haben Sie und/oder hat die Einrichtung (sofern Sie in einer ausgedehnten Institution tätig 
sind, genügen Angaben zu Ihrer Arbeitseinheit, zum Beispiel Klinikabteilung, 
Forschungsgruppe etc.), für die Sie tätig sind, abseits einer Anstellung oder 
Beratungstätigkeit innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor von einem 
Unternehmen, einer Institution oder einem Interessenverband im Gesundheitswesen, 
insbesondere einem pharmazeutischen Unternehmen, einem Hersteller von 
Medizinprodukten oder einem industriellen Interessenverband finanzielle Unterstützung für 
Forschungsaktivitäten, andere wissenschaftliche Leistungen oder Patentanmeldungen 
erhalten? 

Frage 5: Sonstige Unterstützung  
Haben Sie und/oder hat die Einrichtung (sofern Sie in einer ausgedehnten Institution tätig 
sind, genügen Angaben zu Ihrer Arbeitseinheit, zum Beispiel Klinikabteilung, 
Forschungsgruppe etc.), für die Sie tätig sind, innerhalb des laufenden Jahres und der 3 
Kalenderjahre davor sonstige finanzielle oder geldwerte Zuwendungen (z. B. Ausrüstung, 
Personal, Unterstützung bei der Ausrichtung einer Veranstaltung, Übernahme von 
Reisekosten oder Teilnahmegebühren ohne wissenschaftliche Gegenleistung) erhalten von 
einem Unternehmen, einer Institution oder einem Interessenverband im Gesundheitswesen, 
insbesondere von einem pharmazeutischen Unternehmen, einem Hersteller von 
Medizinprodukten oder einem industriellen Interessenverband? 

Frage 6: Aktien, Geschäftsanteile  
Besitzen Sie Aktien, Optionsscheine oder sonstige Geschäftsanteile eines Unternehmens 
oder einer anderweitigen Institution, insbesondere von einem pharmazeutischen 
Unternehmen oder einem Hersteller von Medizinprodukten? Besitzen Sie Anteile eines 
„Branchenfonds“, der auf pharmazeutische Unternehmen oder Hersteller von 
Medizinprodukten ausgerichtet ist? 
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